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Union setzt sich durch: 
Steuervergünstigungs- 
abbaugesetz endgültig 
vom Tisch 

Der gemeinsame 
Erfolg von 

CDU und CSU 
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Die fast sechsmonatige Debatte um 
das Steuervergünstigungsabbauge- 
setz ist zu Ende. CDU und CSU ha- 

ben sich im Vermittlungsausschuss durch- 
gesetzt. Der Gesetzentwurf der Bundesre- 
gierung, der Steuererhöhungen in einem 
Volumen von 17,3 Mrd. Euro vorsah, ist 
verhindert. Der Vermittlungsausschuss hat 
lediglich acht Maßnahmen mit einem Volu- 
men von maximal 4,4 Mrd. Euro bei optimi- 
stischer Steueraufkommensschätzung be- 
schlossen,die künftig einen Beitrag zur Ver- 
stetigung des Körperschaftsteueraufkom- 
mens leisten. Bürger und Personenge- 
sellschaften - damit gerade der Mittelstand 
- werden durch den Beschluss des Vermitt- 
lungsausschusses verschont. 

Mit diesem Verhandlungserfolg hat die 
Union irreparablen Schaden von der deut- 
schen Volkswirtschaft abgewendet. Bereits 
die Diskussionen um die 41 Steuererhöh- 
ungsmaßnahmen der Bundesregierung ha- 
ben Bürger und Unternehmen massiv verun- 
sichert. Konsum- und Investitionszurück- 
haltung waren die Folge mit entsprechenden 
negativen konjunktur- und wachstumspoli- 
tischen Auswirkungen. 

CDU und CSU haben mit ihrer Geschlos- 
senheit den versprochenen Kurs im Vermitt- 
lungsausschuss gehalten. Eine nachhaltige 
und glaubwürdige Konsolidierung der öf- 
fentlichen Haushalte ist nur mit einer Politik 
für mehr Wachstum und Beschäftigung 
möglich. Flächendeckende Steuererhöhun- 
gen, die die wirtschaftlichen Rahmenbedin- 

gungen am Standort Deutschland weiter ver- 
schlechtern, sind der falsche Weg. Sie brin- 
gen trotz Erhöhung der individuellen Steu- 
erlast in der Summe weniger Steuereinnah- 
men, weil nationale und internationale Inve- 
storen abgeschreckt werden und die Lei- 
stungsbereitschaft des einzelnen sinkt. 

Mit den Stimmen der Union wurden aus- 
schließlich Maßnahmen zur Verstetigung 
des Körperschaftsteueraufkommens be- 
schlossen, um der Körperschaftsteuer wie- 
der das ihr gebührende Gewicht im Unter- 
nehmensteuersystem zu verschaffen. Die 
Unternehmensteuerreform des Jahres 2000 
verfehlte in allen wichtigen Punkten ihr 
Ziel. Weder hat sich eine positive Wirkung 
auf Wachstum und Beschäftigung einge- 
stellt, noch wurde eine Sanierung der 
Staatsfinanzen erreicht. Steuergerechtig- 
keit, Transparenz und Planungssicherheit 
im Steuersystem sind Ankündigungen ge- 
blieben. Die Bundesregierung war bislang 
nicht in der Lage, die grundsätzlichen Web- 
fehler der Unternehmensbesteuerung zu 
beseitigen. 

Was wurde verhindert? 
Die Union hat das sog. Steuervergünsti- 

gungsabbaugesetz der rot-grünen Bundesre- 

gierung gestoppt. Ihr ist es gelungen, insbe- 
sondere die folgenden Maßnahmen zu ver- 
hindern: 
• Erhöhung der Pauschalierung für die pfl' 
vate Pkw-Nutzung auf 1,5 % des Listen- 
preises 
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• Absenkung der linearen und der degressi- 
ven Gebäudeabschreibungen 
• Besteuerung privater Veräußerungsge- 
winne z.B. bei Immobilien, Wertpapieren 
oder Kunstgegenständen 
• Einführung flächendeckender Kontroll- 
mitteilungen 
• Drastische Einschnitte bei der Eigen- 
heimzulage 
• Willkürliche Erhöhungen der Umsatz- 
steuer (z.B. für Blumen, landwirtschaftliche 
Vorprodukte, Leistungen der Zahntechniker 
oder die Aufhebung der Umsatzsteuerbe- 
freiung für grenzüberschreitende Personen- 
beförderung im Luftverkehr) 
* Sog. Mindeststeuer durch Einschränkung 
des Verlustausgleichs 
• Aufhebung der Steuerfreiheit von Sach- 
prämien (Miles and More) 
• Abschaffung des Betriebsausgabenab- 
zugs für Geschenke 
• Abschaffung des Lifo-Verfahrens bei der 
Vorratsbewertung 
* Nichtanerkennung von Jubiläumsrück- 
stellungen 
* Abschaffung der gewerbesteuerlichen Or- 
ganschaft 

Was kommt? 
Zur Verstetigung des Körperschaftsteuer- 

aufkommens hat sich der Vermittlungsaus- 
schuss auf folgende Maßnahmen geeinigt: 
* Ausschüttungsabhängige Streckung der 
Körperschaftsteuer-Altguthaben bis 2019 
rn*t einem dreijährigen Moratorium; für vor 
dem 12. April 2003 erfolgte Gewinnaus- 
schüttungen gilt altes Recht 
* Beginn der körperschaftsteuerlichen Or- 
ganschaft mit Eintragung im Handelsregi- 
ster 
* Nichtanerkennung der Mehrmütterorgan- 
Schaft und Einschränkung des Verlustab- 
Zugs bei stillen Gesellschaften, sofern der 

stille Gesellschafter eine juristische Person 
ist 
• Einführung von Dokumentationspflich- 
ten für die Bildung von Verrechnungsprei- 
sen 
• Beseitigung des Schutzes, die Doppelbe- 
steuerungsabkommen vor der steuerlichen 
Hinzurechnung von Einkünften aus sog. 
passiven Tätigkeiten gewähren (z. B. Ein- 
künften mit Kapitalanlagecharakter) 
• Hinzurechnung des Gewerbesteuerer- 
trags aus Gewerbesteueroasen bei einem He- 
besatz unter 200 % (Norderfriedrichskoog- 
Fälle) 
• Gesetzgeberische Klarstellung bei der Er- 
mittlung des Einkommens von Organgesell- 
schaften (Ausdehnung der Bruttomethode 
im Bereich der Organschaft) 
• Umsetzung der europäischen E-Commer- 
ce-Richtlinie in das Umsatzsteuerrecht 

Diese Maßnahmen leisten einen erwarte- 
ten Beitrag zur Verstetigung des Körper- 
schaftsteueraufkommens in Höhe von maxi- 
mal 4,4 Mrd. Euro (bei optimistischer Schät- 
zung). 

Darüber hinaus sieht die Bundesregie- 
rung weiteren Handlungsbedarf im Unter- 
nehmensteuerbereich zur Stabilisierung des 
Körperschaft-Steueraufkommens. Sie hat 
deshalb folgende Prüfvorhaben angekün- 
digt, die die Union unterstützt: 
• Neuregelung der Gesellschafterfremdfi- 
nanzierung im Körperschaftsteuergesetz, 
die derzeit gegen Europarecht verstößt 
• Beseitigung von Gestaltungsmodellen, 
die Sinn und Zweck der Tonnagesteuer wi- 
dersprechen 
• Beseitigung des Organschaftsverbots für 
Lebens- und Krankenversicherungsunter- 
nehmen bei gleichzeitiger Steuerpflicht für 
Dividenden und Veräußerungsgewinne so- 
wie Abzugsfähigkeit von Verlusten und 
Teilwertabschreibungen 
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• grundsätzliche Überarbeitung des Außen- 
steuergesetzes 
• Aufhebung des Verlustausgleichsverbots 
zwischen Einkunftsarten bei gleichzeitiger 
Begrenzung des Verlustabzugs 
• Pauschalierung des Betriebsausgabenab- 
zugsverbots bei Dividenden und Veräuße- 
rungsgewinnen im Körperschaftsteuerge- 
setz 
• Erweiterung des eingeschränkten Verlust- 
abzugs bei stillen Gesellschaften 

Eine Quantifizierung der Steuermehrein- 
nahmen des von der Bundesregierung beab- 
sichtigten Gesetzentwurfs ist nicht möglich, 
da diese von der genauen Ausgestaltung der 
einzelnen Maßnahmen abhängen. 

Der von der Bundesregierung vorzule- 
gende Gesetzentwurf wird in einem ordent- 
lichen Gesetzgebungsprozess unter Hinzu- 
ziehung von Sachverständigen beraten. 
CDU und CSU haben zugesichert, dass sie 
sich in den parlamentarischen Beratungen 
im Bundestag und im Bundesrat konstruk- 
tiv einbringen werden. Dies wird die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion auch im Plenum 
des Deutschen Bundestages erklären. Ge- 
setzgeberische Maßnahmen der Bundesre- 
gierung, die den Handlungsbedarf zur Ver- 
stetigung der Körperschaftsteuereinnah- 
men nicht ursachenadäquat und wachstums- 
konform umsetzen, wird die Union nicht 
mittragen. 
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